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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 8 SO 19/10 S 
 
L 7 SO 1661/10 ER-B (LSG Baden-Württemberg) 
S 7 SO 6639/09 ER (SG Stuttgart) 
 
 
 
…………………………. , 
 
 
 Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Landkreis Esslingen, 
Pulverwiesen 11, 73726 Esslingen, 
 
 Antragsgegner und Beschwerdegegner. 
 
 
Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. Juni 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   E i c h e r    sowie die Richter   Dr.  F i c h t e   

und   C o s e r i u  

beschlossen:  

 

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Landessozialgerichts  

Baden-Württemberg vom 5. Mai 2010 - L 7 SO 1661/10 ER-B - wird als unzulässig  

verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Antragsteller begehrt im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes die Übernahme von Miet-

schulden. Das Sozialgericht Stuttgart hat seinen Antrag mit Beschluss vom 2.11.2009 ab-

gelehnt. Die hiergegen gerichtete Beschwerde hat der Antragsteller im Erörterungstermin vor 

dem Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) am 10.3.2010 zurückgenommen (L 7 SO 

5303/09 ER-B). Mit Schreiben vom 18.3.2010 und 31.3.2010 hat der Antragsteller die Fort-

setzung des Verfahrens beantragt. Das LSG hat daraufhin mit Beschluss vom 5.5.2010 fest-

gestellt, dass das Verfahren durch Rücknahme erledigt worden ist. Dagegen hat der Antrag-

steller sinngemäß mit am 27.5.2010 beim Bundessozialgericht (BSG) eingegangenen 

Schreiben vom 26.5.2010 Beschwerde eingelegt. 

 

Die Beschwerde des Antragstellers ist unzulässig. Der Beschluss des LSG vom 5.5.2010 ist, 

worauf das LSG zutreffend hingewiesen hat, gemäß § 177 Sozialgerichtsgesetz (SGG) nicht 

mit der Beschwerde an das BSG anfechtbar. Die Verwerfung des Rechtsmittels des 

Antragstellers erfolgt ohne Beteiligung der ehrenamtlichen Richter in entsprechender An-

wendung des § 169 SGG. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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